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Verkündet

am 4„ Juli 1962

‚ \

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

i
In dem Sozialrechtestreit

Beigeladen: 1. ...........
‚.............J

............
20

U......OOUOOOOUOIDICI... oooooooooooooo

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichis auf die

mündliche Verhandlung vcm 4. Juli 1962 en der mitge—

wirkt haben '

Senatspräsident Prof. Dr. B o g S;
als Vorsitzender, !

die Bundesrichter Dr. 5 c h rla f t

und .
Dr. L a n g;k @ i t sowie

die Bundessozialrichter L u m e r

und Dr. H a m ml

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayeri;

schen Landessozialgcrichts vom 11‚
Juni‘1958 wird

zurückgewiesen.
\

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten.
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Die Beigeladenen Wohnen im Kassenbezirk der beklagten
Allgemeinen

Ortskrankenkasse (AOK); sie sind als Stückmetzger_betm Schlacht—

und Viehhof in Augsburg unständig beschäftigt„ Nachdem die be—
}. klagte AOK_■ie Beigeladenen in ihr Mitgliederverzeichnis eufgenoh- .

men hatte, forderte sie vom Landkreis Wertingen als dem für die

Zahlung der Arbeitgeberanteile zuständigen Gemeindeverbgnd (% 453
der Rdchsvcrsieherungsordnung ; RVO -) Beitragsanteile für das

dritte und vierte Quartal 1954 in Höhe von 41,16 DM„‘

Der Landkreis Wertihgen bestreitet seine 23h1uhgspflicht
und

macht geltend, eine Rechtsgrundlage für seine Beitragspflicht be—'

stehe nicht mehr; 5 453 RVG, wonhch der Gemeindeverbänd die Arbeit—

geberanteile für die unständig Beschäftigten zu entrichten habe,

sei durch Art„ 15 der Ersten Verordnung zur Vereinfachung des
Leistungs- und Beitragsrcchts in der Sozislversichorung

— Vereinf—

VO —vom 170 März 1945 (BGBl I, 41) aufgehoben werden° Die AOK
wies den Widerspruch des Landkreises dertingen zurücld° Die Ver—

eian0 bestimme_zwar, daß die 55 442 ff„ RVG aufgehoben würden°
Da der Reichsarbeitsminister aber von der ihm erteilten Ermächti—

gung, nähere Bestimmungen_über die Versicherung der unständig Be—

schäftigten zu erlassen (@441RVOi‚d„r„ desArt„ 15Vereian0),
infolge der Kriegsereignisse keinen Gebrauch gemacht habe und sol—

che Bestimmungen auch bis heute nicht erlassen worded seien, sei
Art° 15 Vereian0 nicht wirksam gewordene ;

Das Sozialgericht (SG) wies die Klage des Landkreises; mit der

dieser die Aufhebung der Bescheide der beklagten AOK begehrte9

zurück„ Die gegen dieses Urteil beim Bayerischen Landessozialge—

richt (LSG) eingelegte Berufung des Klägers blieb ohne Erfolg°

Es habe nicht im Willen des Gesetzgebers gelegen, für die Versi—

cherung der unständig Beschäftigten einen gesetzlich nicht gere—

gelten Zustand hcrbcizuführen; 'ielmehr sollten die bisherigen

gesetzlichen Vorschriften (5% 442 ff° ■VO) bis zur Neuregelung

fortbestehen; Sie seien deshalb so lange nicht als beseitigt ensu—

sehen, als das bis zum Erlaß der Vereian0 geltende %ECht nicht

durch neues Recht ersetzt sei° — Die Revision hat das LSG zuge-
lassene

. ‘ 3 _ ‘
‘
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Gegen dieses Urteil legte der Kläger Revision mit dem Antrag

ein, .

das angefochtene Urteil und das Urteil des Sozialge—

richts aufzuheben und zu erkennen, daß der Landkreis

Wertingen nicht verpflichtet ist, für die Krankenver—

sicherung der unständig Beschäftigten die Arbeitgeber—

anteile zu zahlen, ‘

sowie die Kosten und Auslagen des Verfahrens der be—

klagten AOK aufzuerlegen und diese zu verpflichten,

die vom Kläger gezahlte Päuschgcbühr
von 15,-— DM zu-

rüekzuerstatten,

Er rügt eine VerletZung des Art, 15 der Vereian0 und macht zur
Begründung der Revision geltend:

__
Weder der Bayerische Staatsminister für Arbeit und soziale Für-

sorge noch der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hät—

ten als Reehtsnachfolger des früheren Reichsarbeitsministcrs

von der in Art° 15 Abs° 1 Vereian0 (@ 441 EVO nF) enthaltenen
Ermächtigung, das Nähere über die Versicherung der unständig

Beschäftigten zu bestimmen, Gebrauch gemacht° Demnach sei vom
Gesetzgeber offensichtlich nicht beabsichtigt, die Gemeindever—

bände weiterhin mit der Entrichtung der Arbeitgebcrantcile zur

.
KrankenverSieherung für anständig Beschäftigte zu belasten, Die

@@442 ff° RVOseien nach ihrer Aufhebung durch die Vereian0
auch nicht gewohnheitsrcchtlich weiter anwendbar geblieben,

denn die Vereian0 sei in Bayern nicht durch Gewohnheitsrechtg

außer Kraft gesetzt worden„

Die beklagte AOK beantragte, die Revision zurückzuweisen°

Die form— und fristgerecht eingelegte, durch Zulassung statt—

hafte Revision ist nicht begründet"

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß die 55 442 ff° RVG
auch in Bayern weiterhin gelten, Nach diesen Vorschriften werden

unstündig Beschäftigte bei der AOK oder, wenn sie überwiegend

landwir*schaftlieh beschäftigt sind, bei der Landkrankenkassc

ihres Wohnorts versichert; die Mitgliedschaft bei der Kranken—

kasse beginnt mit der Eintragung in das von der Kasse geführte
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Mitgliederverzeichnis der unständig Beschäftigten (@ 442 RVO)„

Die unständig Beschäftigten haben ihren Beitragsteil (@ 581 Abs„
1 RVG) selbst einzuzahlen (@ 450 Abs° 2 BVG), Der Geäeindeverbend

hat der Kasse am Schluß jedes Vierteljahres den Gesamtbetrag der
Beitragstcilc für die Arbeitgeber zu zahlen (@ 455 RVO)„

Da die beiden Beigeladenen als anständig beschäftigte Stüekmetz—

' ger in das Mitgliederverzeiehnis der beklagten AOK eingetragen
„orden sind, hat der klagende Landkreis Wertingen als zuständiger

Gemeindeverband (@ 526 Abs° 2, 5 111 Ziff° 2 EVO, 9 5 der Bekennt—
machung des Beyer° Staatsministeriums des Inneren und für Land—

wirtschaft und Arbeit zum Vollzug der RVG vom 25 M25rz 1931

— BayBS IV S„ 653 —) die Arbeitgeberenteilc für die beigeledenen
Stückmetzger an die beklagte AOK

zu
entrichtenl ‘

Art° 15 der Vereian0 vom 17; März 1945 bestimmt: \

(1) Der 5 441 der Reichsversicherungsordnung erhält folgende Fäs—

sung: - ' J
\ @441 ‘

" Der Reichsarbeitsminister bestimmt Näheres über die Versiche-
rung der uhständig Beschäftigten, der Hausgewerbetrcibcnde, der
Heimarbeiter und der in Wandergemerbebetrieben Beschäftigten Er
kann hierbei bestimmen, welche Personengruppen als Hausgexerbc—
treibende im Sinne des 9 166 Abs° 1 ‘r° 1 und als Heimzrbeiter en—
zusehen sind " \ 1 — -
(2) Die Überschrift vor dem % 441 der

Reichsvers1che%ung»orenung

erhält folgende Fassung: ;
"IV° Unständige Beschäftigung, Hausgewerbe,

Wandergeäerbe„

(3) Der 5 162, die 99 442 bis 475 a der Reichsversicherungsord—
nung und die Überschriften vor dem 5 162 und den 99 459, 466 der
Reichsxersiehe rung801dnung fallen ”Weg "

Diese Vorschrift sollte am 10 Juni 1915 in Kraft treten (Art. 25
Abs° 1 Vereian0)° In Art° 25 Abs() 4 Nr, 5 der Vereian0 wurde

ferner bestimmt, daß im 5 15 Abs, 5 der Zweiten Verorpnung über

die Vereinfachung des Lohnabzugs — 2° LAV — vom 24" April 1942
(BGBl I, 252) die Worte "und die Pflichtvcrsicherung der unständig

Beschäftigten (@ 441 der Reichsvcrsieherungsordnung)" mit Wirkung

vom 1° Juni 1945 an gestrichen \.'erden„ Wie der Senat bereits frü—‘

her entschieden hat, ist die Vereian0 wirks cm;“verkündet w„ordcn'

(BSG 5, 161, 164 f; vgl° auch BSG 10, 156, 158), Sie ist vom
1
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Reichsarbeitsminister auf Grund des 5 29 Abs, 3 des Gesetzes

über weitere Maßnahmen in der Reichsversicherung aus‚„i„ @
Anlaß des Krieges (Maßnahman) vom 150 Januar 1941 (BGBl Ip
54) und des 5 18 der 2, LAV erlassen worden, Während @ 29

Abs° 5 MaßnahmenG den Reichsarbeitsminister nur ermächtigte,.

zur Durchführung und Ergänzung "dieses Gesetzes" Rechts— und

Verwaltungsvorschriften zu erlassen, wurde er durch 5 18 Satz

2 a der 2° LAV ermächtigt, "die Reichsversieherungsgesctze an

die Vorschriften dieser Verordnung anzupassen"° Zwar enthalten

die 55 442 ff, EVO, die durch Art, 15 Vereian0 aufgehoben wer—
den sollten, im Gegensatz zur 2° LAV nicht nur Beitragsvor—

schriften, sondern in den @@451, 452 RVG auch Vorschriften

über die Leistungen° Da sich aber die Sondervorschriften über

die Versicherung der unständig Beschäftigten überwiegend mit

dem Beitragsrecht befassen und die vorgesehenen näheren Bestim—

mungen des Reichsarbeitsministers vor allem auch zum Zwecke

der Anpassung an die 2, LAV erlassen werden sollten, ist Art°

15 Vereian0 durch die Ermächtigung des @ 18 der 20 LAV auch

insoweit gedeckt, als er die 55 442 bis 458 RVOaufhebt und
den Reichsarbeitsministor zum Erlaß der näheren Bestimmungen

ermächtigt° Ebenso wie Art° 4 und 19 ist auch Art, 15 Vereian0

spätestens am 170 September'1949 mit dem erstmaligen Zusammen—

tritt des Deutschen Bundestages im ganzen Bundesgebiet als.Gesetz
odskntgpworden(38G 3, 161, 167 ffo); denn die in der genannten

Entscheidung des Bundessozialgerichts für das Inkrafttreten

_dcs Art, 19 Vereian0 maßgebenden Gesichtspunkte treffen auch

für das Inkrafttreten des Art, 15 Vereian0 zu,

Zu der nach Art° 15 Abs° 1 Vereian0 geplanten Neuregelung ist

es jedoch infolge der Kriegsereignissc nicht mehr gekommen° In

der Britischen Zone wurde Art, 15 der Vereian0 durch die So—

zialversieherungsdirektive (SVD) Nr, 4 vom 140 Oktober 1945
(ArbBlo für die BrZ 1947, 15) ausdrücklich aufgehoben und damit

— wie der Senat bereits entschieden hat (Urteil vom 150 Februar

1962 — 3 RK 2/58 —} — klargestellt, daß die Vorschriften über
Adic unständig Beschäftigten hier weiter gelten, Eine entspre—

chende Regelung orging jedoch in Bayern nicht° Trotzdem sind

die 55 441 ff, RVOauch hier weiterhin anzuwendeno
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1
Der Wortlaut des Arte 15 Vereian0 ist nicht so eindeutig, wie es
auf den ersten Blick erscheint° Diese Vorschrift bezweckte

— wie

ihr Wortlaut insbesondere die darin bestimmte Überschrift des Ab—

schnitts IV vor 5 441 RVG erkennen läßt ; weder die Beseitigung
der Versicherungspflicht der unständig Beschäftigtcn‚idie Weiter—

hin nach @@165ff, nvo zu beurteilen ist, noch den e#satzloscn
Wegfall des für die Versicherung der anständig Beschäitigten gel—

tendenSonderreehts°An die Stelle der @@442'ff„ RVO‘solltenviel—
mehr die näheren Bestimmungen des Reichsarbeitsministprs — else“

wiederum eine Sonderregclung — tretcn‚ Dem Umstand, daß die 55

442 ff° RVG erst am 1„ Juni 1945 außer Kraft treten sollten, ist

zu entnehmen, daß der damalige Gesetzgeber
von der Erwartung aus—

ging, der Reichsarbeitsminister werde bis zu diesem Zbitpunkt die

näheren Bestimmungen über die Versicherung der unetänpig Beschäf—

tigten erlassen haben und damit ohne zeitliche Unterbrechung einen
Übergang Vom alten zum neuen Recht herbeifiihren° Offensichtlich

hat jedoch der Gesetzgeber der damaligen Zeit die Möglichkeit nicht
ins Auge gefaßt, daß infolge des bevorstehenden Zusamhenbruehs und

der Besetzung des Deutschen Reiches die angekündigten}nähercn Be—

stimmungen am 1„ Juni 1945 noch nicht erlassen sein könnten und ei-

ne Neuregelung aueh noch lange Jahre nach dem Kriege Eusbleiben

würde° Da zwischen der Aufhebung der 55 442 ff„ BVG und dem Erlaß

neuer Bestimmungen über die Versicherung‘der
unständié

Beschäftig-n

ten ein unlöslieher Zusammenhang dergestalt besteht, daß die @@

442 ff„ RVO nur unter der Voraussetzung einer heuregelung aufgeho—

ben werden sollten, diese Neuregelung aber untérbliebbn ist und

jedenfalls seit Inkrafttreten des Bonner Grundgesetzes infolge Er—

löschens der Ermächtigung auch nicht mehr im Verordnuhgswcge ge-

treffen werden konnte (vgl° Art„ 129 Abs° 3 GG), sindjdie alten
Vorschriften — wie das LSG zutreffend ausgeführt hat 7 auch in

Bayern weiterhin anzuwenden (im Ergebnis ebenso Peters, Handbuch

der Krankenversicherung, Vorbemerkung vor % 441 RVG; Brackmann,

Handbuch der Sozialvcrsicherung, ‘ta;d 1„ September 1961, S0 316e,

372; a°A„ Zeihe, Die Beiträge 1962, Heft 3 s„ 75, Heft 4 s„ 106 fe„

Gegen diese Auslegung des Art" 15 Vereian0 kann auehjnicht
einge—

wendet werden, das Fehlen der vom Gesetzgeber yorgesehcnen Neure—

gelung des Rechts der unständig Beschiftigten habe nur zur Folge

1 1—7—i
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gehabt, daß nach Aufhebung der @@442 ff, RVG die allgemeinen

Vorschriften der RVG auf die Versicherung der unständig Be—

schäftigten anzuwenden seien, ein "gesetzloser Zustand" sei al—

so nicht eingetreten° Dabei wird übersehen, daß die @@442_ff.
RVG gegenüber dem allgemeinen Leistungs— und Beitragsreeht Son-

derregelungen u„a„ hinsichtlich der Meldepflicht, der Beitrags-'

höhe, der Beitragslestverteilung usw° enthalten° Wenn eine Son—

derregelung aber, wie schon angeführt„durch Arto 15 Vereian0
nicht beseitigt, sondern nur durch eine andere ersetzt werden

sollte, so würde es dem Willen des damaligen Gesetzgebers wider—

sprechen, auf die unständig Beschäftigten des allgemeing Lei—

stungs— und Beitragsrceht der BVG anzuwenden° Im übrigen wir

die Anwendung der allgemeinen Melde— und Beitragsvorschriftcn

auf die unständig Beschäftigten, deren Beschäftigungsverhält—

nisse nur von kurzer Dauer sind, und die in aller Regel häufig

den Arbeitgeber wechseln, nicht nur schwerfällig, sondern nahe—

zu undurchführbaro Eine derartige Erschwerung des Beitragsein—

zugs war jedoch — wie schon der Name der Verordnung zur Xgrgig-

fgghggg des Leistungs— und Beitragsreöhts in der Sozialvcrsi-

cherung erkennen läßt — nicht Sinn und Zweck der Neufassung des

@441 RVGund der Aufhebung der @@442 ff° RVGdurch Art° 15 der
Vereian0° —

Die Richtigkeit dieser Auffassung wird auch dadurch bestätigt,

daß der Gesetzgeber_in @ 1396 Abs, 2 BVG und in @ 118 AVG, bei—

de in der Fassung der Rentenvcrsieherungeheuregelungsgésetzc vom‘

23„ Februar 1957 (BGBl I„ 45 und 88)‚auf die inyä 441 eve ent—
haltene Legaldefinition des Begriffs des unständig Beschäf*i ten

verweist° Damit setzt der Gesetzgeber eine bestehende Sondcrrc—
‚...,.S..—.‘-gelung der Versicherung der unständig Beschäftigten, also —

gCls einer anderen Regelung — die Weitergeltung der 55 441 ff,
RVG voraus° Das gleiche gilt für @ 114 AVAVG i‚d„?‚ der Bekennt—

maehung von 3° April 1957 (BGBl I, 521, 706), wonach unsta- ig
beschäftigte Hefenerbeiter, die in "das Mitgliederverz ich

J

‘S
I.» p.

.) -‚m
.a.—)

der Krankenkass eingetragen sind” auch tä„rend des Bezuges von

Arbeitslosengeld einsetr: cn bleiben° Dem kan. nicht ent erenrc-& b u \)

halten werden, der Gesetzgeber sei deswegen von der Ueitcrgcltung

der 55 441 ff, RVG auseessnccn weil Art, 15 Vereian0 in der
.

bb &; ’
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Britischen Besatzung3zone durch die SVD Nr° 4 wieder aufgehoben

wurde und die Geltung der Vereian0 in Bayern streitig‘gewesen sei;

bei Erlaß der Rentcnversicherungsneuregelungsgeäctze und auch im

Zeitpunkt der Bekanntmachung der Neufassung des AVAVG war nämlich

durch die Entscheidung des erkennenden Senats vom 11„ Juli 1956 be—
reits klargestellt, daß die Vereian0 auch in Bayern wirksam gewor—

den ist (vgi‚ BSG 3, 161)°

Da die 55 442 ff„ RVO somit nach dem Willen des Gesetzgebers nur
unter der Voraussetzung einer elsbaldigen Neuregelung aufgehoben

werden sollten und es zu dieser Neuordnung nicht gekomnen ist, gilt
das bisherige Recht — auch im Freistaat Bayern — unverändert fort°

Der klagende Landkreis war daher nach % 453 RVO zur Zahlung der Ar—

beitgeberenteile für die Versicherung der beigeledencn‘Stüekmetzger

lverpflichtet° Seine Revision ist deshalb.zurückjuweisen°
]
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